Deutscher Bundestag 
2.’Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1873 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

gegen den Betriebs- und Belegschaftshandel 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ i 

(1) Den Inhabern oder verantwortlichen 
Leitern von Betrieben (gewerbliche und ge- 
nossenschaftliche Unternehmen, Körperschaf- 
ten, Anstalten, Vereine oder ähnliche Einrich- 
tungen privaten oder öffentlichen Rechts) 
ist es untersagt, in den Dienst- und Arbeits- 
räumen oder auf Betriebsgelände an Betriebs- 
angehörige 

1. Waren entgeltlich abzugeben oder Be- 
stellungen auf Waren entgegenzuneh- 
men oder zu vermitteln, 

2. die entgeltliche Abgabe von Waren sowie 
die Vermittlung oder Entgegennahme 
von Bestellungen auf Waren zuzulassen, 

sofern diese Waren nicht im eigenen Unter- 
nehmen hergestellt, für Betriebszwecke ver- 
wendet oder zur Wiederveräußerung ent- 
sprechend dem Zweck des Unternehmens be- 
stimmt sind (Betriebs- und Belegschaftshan- 
del). 

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen 
sind verpflichtet, die in Absatz 1 ausgespro- 
chenen Verbote allen im Betrieb beschäftig- 
ten Personen bekanntzugeben sowie diesen 
Verboten entsprechend Anweisungen zu er- 
teilen und deren Einhaltung zu überwachen. 
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« 2 

Von dem Verbot des § 1 sind ausgenom- 
men 

1. die in den Betrieben eingerichteten Kan- 
tinen, soweit sie neben Speisen und Ge- 
tränken auch solche Waren in kleinen 
Mengen an Betriebsangehörige verkaufen, 
die dem alsbaldigen Verbrauch oder Ver- 
zehr durch die Betriebsangehörigen zu 
dienen bestimmt sind; 

2. der Verkauf von Milch, Obst, Brot und 
Badewaren durch einzelne Gewerbetrei- 
bende mit besonderer Genehmigung der 
in § 1 Abs. 1 genannten Personen, wenn 
keine Betriebskantine besteht oder der 
Verkauf durch eine solche nicht zweck- 
dienlich erscheint; 

3. der Sammelbezug von Kohlen und Kar- 
toffeln, soweit er bisher schon üblich war; 

4. die Beschaffung von Arbeitsschutzgerät 
und Spezial-Berufskleidung für die im 
Betrieb beschäftigtet! Personen. 

§ 3 

(1) Ordnungswidrig handelt 

1. wer Betriebs- oder Belegschaftshandel im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 betreibt 
oder zuläßt; 

2. wer den Vorschriften des § 1 Abs. 2 zu- 
widerhandelt. 



(2) Die Ordnungswidrigkeit und der Ver- 
such der Ordnungswidrigkeit können mit 
einer Geldbuße bis zu 10 000 DM geahndet 
werden. 

(3) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 
25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 177) ist 
zulässig. 

(4) Die Einziehung der Geldbuße richtet 
sich nach den §§ 17 bis 26 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten. 

(5) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten und 
oberste Verwaltungsbehörde im Sinne des 


Bonn, den 22. November 1955 


§ 66 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten ist die von der Landesregierung be- 
stimmte Verwaltungsbehörde. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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